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Berlin vor der Richtungsentscheidung 
Warum eine freie und soziale Marktwirtschaft mehr Wohnungen schafft als 
immer neue Regulierungen, Verbote und Kontrollen.

Ein Meinungsbeitrag von Dirk Wohltorf zur Berliner Abgeordnetenhauswahl am 20. September 2026 
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Berlin entscheidet bei dieser Wahl nicht nur über 
Parteien und Personen. Die Stadt entscheidet über 
ein politisches Grundmodell.
Soll der Staat den Wohnungsmarkt immer enger 
kontrollieren, Mieten politisch begrenzen, Vertrags-
verhältnisse erfassen und private Eigentümer mit 
neuen Auflagen überziehen? Oder soll er dafür sor-
gen, dass wieder mehr gebaut, investiert, moderni-
siert und Wohneigentum gebildet wird?  
Für mich ist der Maßstab klar:  freie und soziale 
Marktwirtschaft, Leistungsprinzip, Vertragsfreiheit 
und ein verlässliches Eigentumsrecht.

Soziale Marktwirtschaft bedeutet nicht, Menschen 
mit geringem Einkommen allein zu lassen. Wer sei-
ne Wohnkosten trotz eigener Anstrengung nicht 
tragen kann, braucht Unterstützung. Aber diese 
Hilfe sollte gezielt beim Menschen ankommen – 
durch Wohngeld, Bürgschaften oder andere direkte 
Leistungen. Sie sollte nicht darin bestehen, eine 
ganze Millionenstadt durch Preisvorgaben und Be-
hörden zu steuern.

Ein Mietenscan baut keine Wohnung
Ein Mietenscan schafft keinen zusätzlichen Qua-
dratmeter. Ein Mietenkataster baut kein neues 
Haus. Eine Mietpreisprüfstelle finanziert keine 
Dachaufstockung. Und die Vergesellschaftung be-
stehender Wohnungen schafft ebenfalls keine neue 
Wohnung. Trotzdem konzentriert sich ein großer 
Teil der politischen Debatte auf die Verwaltung der 
Knappheit. Auch viele politische Maßnahmen  
zielen vor allem darauf.

Das kann kurzfristig einzelnen Bestandsmietern 
helfen. Langfristig entstehen jedoch neue Pro-
bleme. Wenn bestehende Mieten weit unter den 
Preisen neu angebotener Wohnungen liegen, wird 
jeder Umzug wirtschaftlich unattraktiv. Ein allein-
stehender Mieter bleibt dann verständlicherweise 
in einer großen Wohnung, während eine Familie 
dringend genau diesen Wohnraum sucht. Der  
einzelne Mieter verhält sich vernünftig. Das Ge-
samtsystem wird aber immer unbeweglicher.
Gleichzeitig müssen Vermieter Kaufpreise, Kredit-
zinsen, Instandhaltung, Verwaltung, energetische 

Sanierungen und nicht umlagefähige Kosten fi-
nanzieren. Wer diese wirtschaftliche Realität dau-
erhaft von der Mietpreisbildung abkoppelt, darf 
sich über ausbleibende Investitionen nicht wun-
dern. Eine angemessene Rendite ist eine wesent-
liche Voraussetzung dafür, dass privates Kapital in 
Wohnraum investiert wird.

Drei Parteien setzen vor allem auf mehr  
staatliche Steuerung
Die SPD will privaten und öffentlichen Neubau, 
verbindet dies aber mit einer erheblichen Aus- 
weitung staatlicher Kontrolle. Ihr Programm sieht 
unter anderem eine stärkere Mietenaufsicht, ein 
Wohnungs- und Mietenregister sowie zusätzliche 
Eingriffe in Mietverträge und Vermietererträge vor. 

Mietendeckel, Enteignungen & immer mehr 
Kontroll-Bürokratie schaffen keine einzige neue 
Wohnung. Schnellere Genehmigungen, echte 
private Eigentumsförderung, weniger 
Vorschriften und eine Politik, die Investoren 
unterstützt, statt sie zu verteufeln hingegen
schon. Berlin braucht einen Neustart in der 
Wohnungspolitik.

Berlin braucht neue 
Wohnungen- nicht 
neue Regulierung.
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Die SPD möchte zwar privates Kapital für den Neubau mobilisie-
ren, anschließend die Investoren aber immer detaillierter kon-
trollieren.
Die Grünen wollen die Vergesellschaftung großer Wohnungsun-
ternehmen umsetzen und größeren Vermietern gesetzliche Vor-
gaben für Mieten, Investitionen und Rücklagen machen. Damit 
bleibt Eigentum zwar teilweise formal privat, seine wirtschaft-
liche Nutzung wird aber zunehmend politisch bestimmt.
Die Linke verfolgt diesen Weg am konsequentesten. Sie will große 
Wohnungsbestände vergesellschaften, einen Mietendeckel bei 
öffentlichen Unternehmen durchsetzen und ein Landesamt  
mit weitreichenden Kontrollbefugnissen schaffen. Ihr Programm 
sagt ausdrücklich, dass Wohnungen der privaten Marktlogik  
entzogen werden sollen. Man kann diese Politik sozial nennen. 
Marktwirtschaftlich ist sie nicht. Wer Eigentum, Vertragsfreiheit 
und private Investitionen immer weiter begrenzt, verlagert die 
Verantwortung zwangsläufig auf den Staat. Dann muss der Staat 
kaufen, bauen, sanieren, finanzieren und die dabei entstehenden 
Verluste ausgleichen. Die Kosten verschwinden nicht. Sie landen 
lediglich beim Steuerzahler.

CDU und FDP nehmen die Wohneigentumsbildung ernst
Programmatisch vertritt die FDP den konsequentesten liberalen 
Ansatz. Sie lehnt Vergesellschaftung und Mietendeckel ab, setzt 

stärker auf direkte Unterstützung bedürftiger Haushalte und will 
den Erwerb von Wohneigentum erleichtern. Aber Wahlen werden 
nicht nur nach programmatischer Reinheit entschieden. Ent-
scheidend ist auch, welche Partei im Parlament tatsächlich Ein-
fluss auf Regierung und Gesetzgebung ausüben kann.
Auch die CDU bleibt hinter einem konsequent marktwirtschaft-
lichen Kurs zurück. Sie hält an der Mietpreisbremse fest und will 
die Mietpreisprüfstelle personell und technisch ausbauen. Der 
Staat soll konkrete Rechtsverstöße verfolgen, aber nicht jedes 
Mietverhältnis unter einen pauschalen Anfangsverdacht stellen. 
Enteignungen und einen Mietendeckel lehnt die CDU ab. Sie 
warnt selbst davor, dass solche Eingriffe Investitionen abschre-
cken, Neubau verhindern und Wohnungssucher gegenüber eta-
blierten Bestandsmietern benachteiligen.
Sie will bis 2031 insgesamt 100.000 neue Wohnungen schaffen, 
Genehmigungsverfahren verkürzen, Bauvorschriften reduzieren, 
standardisierte Bauweisen ermöglichen und die Randbebauung 
des Tempelhofer Feldes vorantreiben.
Vor allem nimmt sie das Thema Wohneigentum ernst. Vorge-
sehen sind ein Eigentumsbonus, Mietkaufmodelle und eine deut-
liche Entlastung bei der Grunderwerbsteuer für den erstmaligen 

Erwerb einer selbst genutzten Immobilie. Die CDU bezeichnet 
Wohneigentum ausdrücklich als Aufstiegsversprechen der sozia-
len Marktwirtschaft.
Das ist ein wichtiger Unterschied. Eigentum schafft Unabhängig-
keit, ermöglicht Vermögensbildung und kann im Alter vor stei-
genden Wohnkosten schützen. Eine Stadt, in der nur ein kleiner 
Teil der Bevölkerung in den eigenen vier Wänden lebt, sollte den 
Eigentumserwerb erleichtern und nicht durch immer höhere  
Nebenkosten, Verbote und Auflagen erschweren.

Ein überzeugendes Programm ist ohne parlamentarische  
Stärke nichts wert
In der jüngsten INSA-Umfrage lag die FDP bei drei Prozent und 
würde damit den Einzug ins Abgeordnetenhaus verpassen. Die 
CDU erreichte 20 Prozent und lag nur einen Punkt vor der Linken. 
Sowohl eine Koalition aus CDU, Grünen und SPD als auch  
ein Bündnis aus Linken, Grünen und SPD wäre danach rechne-
risch möglich. Umfragen bleiben Momentaufnahmen, doch sie  Q
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Grundlage der Programmaussagen: Landeswahlprogramme der Parteien zur  
Abgeordnetenhauswahl 2026, Stand August 2026.

zeigen, wie knapp die Richtungsentscheidung ist. Gerade wer ei-
nen politischen Linksruck verhindern will, muss deshalb neben 
den Inhalten auch die tatsächlichen Mehrheitsverhältnisse be-
trachten. Eine Partei muss nicht in jedem einzelnen Punkt über-
zeugen, um in der entscheidenden Grundfrage die richtige Rich-
tung zu vertreten.
INSA-Umfrage im Auftrag von Bild, Erhebungszeitraum 7. bis 13. August 2026,  
1.000 Wahlberechtigte.

Auch in Reinickendorf wird der Unterschied sichtbar
Der wohnungspolitische Richtungsstreit zeigt sich auch vor Ort.
Kai Kottenstede betont für die SPD soziale Verantwortung und die 
Unterstützung wohnungsloser Menschen. Dieses Anliegen ist 
richtig. Es beantwortet aber nicht die Frage, wie ausreichend neu-
er Wohnraum entstehen soll und welche Bedingungen private 
Eigentümer dafür benötigen. 
Klara Schedlich spricht sich persönlich auch für Bürokratieabbau 
aus. Gleichzeitig setzen die Reinickendorfer Grünen auf zusätz-
lichen Milieuschutz. Milieuschutz klingt zunächst positiv. In  
der Praxis kann er jedoch dazu führen, dass selbst sinnvolle 
Grundrissänderungen, Wohnungszusammenlegungen, altersge-
rechte Umbauten oder Modernisierungen zusätzliche Genehmi-
gungen benötigen. Aus dem Schutz vor Verdrängung wird dann 

schnell ein Schutz vor Veränderung. Richard Gamp steht erkennbar 
für eine stärker angebotsorientierte und eigentumsfreundliche 
Politik. Damit verkörpert er gerade in Reinickendorf jene Seite der 
CDU, die auf weniger Bürokratie, mehr Eigenverantwortung und 
bessere Bedingungen für Investitionen setzt. 

Soziale Politik braucht einen funktionierenden Markt
Eine freie Wohnungswirtschaft bedeutet nicht, dass der Staat 
wegschaut. Mietwucher, Täuschung, Verwahrlosung und rechts-
widrige Vermietungspraktiken müssen verfolgt werden. Verträge 
und Gesetze müssen gelten. Aber Vertragsfreiheit bedeutet, dass 
der Staat nicht jedes wirtschaftliche Ergebnis politisch festlegt. 
Eigentumsrecht bedeutet, dass ein Eigentümer grundsätzlich 
über seine Immobilie entscheiden kann. Das Leistungsprinzip 
bedeutet, dass sich Arbeit, Sparen, Risiko und Investitionen loh-
nen müssen. Und soziale Marktwirtschaft bedeutet, dass diejeni-
gen Hilfe erhalten, die sie wirklich benötigen. Sie bedeutet nicht, 
dass jeder Mietvertrag staatlich kontrolliert, jede Modernisierung 
genehmigt und jeder Gewinn politisch bewertet wird.

Berlin benötigt einen Staat, der Baurecht schafft, Genehmi-
gungen beschleunigt und verlässliche Regeln setzt. Es benötigt 
keinen Staat, der immer mehr Daten sammelt, neue Kontroll-
behörden aufbaut und private Eigentümer pauschal als Problem 
behandelt.

Eine Richtungswahl, keine Detailentscheidung
Die jüngsten Umfragen zeigen ein Kopf-an-Kopf-Rennen zwi-
schen der CDU und der Linken. Damit steht nicht nur die Stärke 
einzelner Parteien zur Wahl. Es geht um die Frage, wer künftig 
die politische Richtung vorgibt. 

Berlin braucht mehr Wohnungen statt mehr Wohnungsbüro-
kratie. Mehr Eigentum statt neuer Enteignungsdebatten. Mehr 
Vertrauen statt Generalverdacht. Und einen Sozialstaat, der ge-
zielt den Menschen hilft, die seine Unterstützung wirklich benö-
tigen.

Das wäre keine unsoziale Politik.
Es wäre soziale Marktwirtschaft.
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Gebäudemodernisierungsgesetz löst  
Gebäudeenergiegesetz ab
Der Bundestag hat im Juli das Gebäudemodernisierungsgesetz (GModG) be-
schlossen. Der Bundesrat stimmte dem Gesetz noch am selben Tag zu. Damit 
setzt die Bundesregierung wesentliche Vorgaben der europäischen Gebäude-
effizienzrichtlinie (EPBD) in deutsches Recht um und schafft einen neuen ord-
nungsrechtlichen Rahmen für den Gebäudesektor. Die Öffnung des Gesetzes 
für fossile Heizungsoptionen gibt jedoch Anlass zur Sorge. Seit dem 21. Juli 
2026 gelten neue Förderbedingungen für die Heizungsförderung sowie für die 
systemische Sanierung von Wohngebäuden. Besonders gravierend ist das  
geplante Abschmelzen der förderfähigen Kosten für Effizienzmaßnahmen in 
Mehrfamilienhäusern. 

Wohnungsbau: Defizit höher als 
angenommen
Der deutsche Wohnungsneubau verharrt auch im 
Jahr 2026 auf einem historisch niedrigen Niveau. 
Zwar steigen die Baugenehmigungen, was ein po-
sitives Signal ist, insgesamt entstehen in Deutsch-
land jedoch weiterhin deutlich zu wenig neue Woh-
nungen. Bis Ende des Jahres werden sich die Fertig-
stellungen voraussichtlich auf rund 211.000 
Wohneinheiten summieren. Damit lägen sie nur 
leicht über dem Vorjahreswert. Das tatsächliche 
Ausmaß der Neubaukrise wird in der JLL-Analyse 
„Perspektiven im Wohnungsneubau 2026“ sicht-
bar. Das Neubaudefizit beläuft sich auf rund 80.000 
Wohneinheiten pro Jahr. Der Analyse zufolge ent-
stehen jährlich rund 50.000 neue Wohnungen in 
Regionen mit stagnierender oder rückläufiger 
Nachfrage. Diese Einheiten stehen zur Deckung des 
Bedarfs in den Wachstumsregionen nicht zur Ver-
fügung. Besonders gravierend ist die Situation in 
den acht größten deutschen Städten: Hier werden 
lediglich 42 Wohnungen je 10.000 Bestandswoh-
nungen fertiggestellt, benötigt würden jedoch 62. 
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Gebäudesanierung: Was zuerst?

Die Wärmewende gelingt nicht auf dem Papier, 
sondern vor Ort. Wer ein älteres Haus kauft, kann 
auf unterschiedlichen Wegen ans Ziel kommen. 
Der Gebäudebestand bietet ein enormes Potenzial: 
Durch Umbau, Modernisierung und Sanierung 
lässt sich dringend benötigter Wohnraum in einen 
zeitgemäßen Zustand versetzen.
„Das Wichtigste zuerst“ lautet die Devise, wenn 
eine Renovierung nicht in einem einzigen Schritt 
erfolgen kann. Wer Dach, Fenster und Heizung er-
neuern möchte, muss aus finanziellen und prak-
tischen Gründen häufig Prioritäten setzen. Betrach-
tet man die Energiebilanz und den Wärmeschutz 
eines Hauses, zählen alte Fenster oft zu den größten 
Schwachstellen. Bis zu 20 Prozent der Raumwärme 
können hier verloren gehen. Neue Fenster können 
auch als Einzelmaßnahme sinnvoll sein. Der Aus-
tausch sollte jedoch mit dem Zustand der Fassade 
und dem notwendigen Luftaustausch abgestimmt 
werden.
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Auf vielen Wegen zu mehr Wohnungen
Trotz klarer Zielsetzungen fehlen weiterhin spürbare Erleichterungen für den 
Wohnungsneubau. Der Wohnungsmangel verschärft sich weiter. Dabei geht 
es nicht nur um den Neubau von Mietwohnungen. Jedes neu gebaute Eigen-
heim kann eine Umzugskette auslösen und dadurch anderenorts eine Woh-
nung freimachen. Daher ist eine wirksame Stärkung der Eigentumsbildung ein 
probates Mittel, um insgesamt mehr Wohnraum zu schaffen. Die Dringlichkeit 
der Aufgabe ist im Bundesbauministerium angekommen. Bereits im Oktober 
2025 wurde der sogenannte „Bau-Turbo“ beschlossen. Jetzt soll es mit neuen 
Werkzeugen weitergehen. Das Bundeskabinett hat den Entwurf eines „Gesetzes 
zur Modernisierung des Städtebau- und Raumordnungsrechts“ beschlossen. 

Mehr Flexibilität und eine höhere gesellschaftliche Akzeptanz sind wichtige Voraus-
setzungen, um die Modernisierung des Gebäudebestands voranzubringen. 
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Wärmewende: Akzeptanz hoch – 
aber Umsetzung stockt

Die Unsicherheit bei Fragen zur Wärmewende bremst Hauseigentümer bei der 
Umsetzung aus. Die größten Hemmnisse sind finanzielle Belastungen sowie 
Unklarheiten bei den politischen Vorgaben und Förderbedingungen. Das zeigt 
der Trendreport Wärmewende 2026, für den im März 2026 rund 4.000 Haus-
eigentümer befragt wurden. 93 Prozent halten den Ausbau erneuerbarer  
Energien für wichtig, 86 Prozent befürworten den Ersatz veralteter Heizsysteme. 
Fast die Hälfte der Befragten hat in den letzten zwölf Monaten Sanierungsmaß-
nahmen umgesetzt, weitere 15 Prozent planen Investitionen. Besonders gefragt 
sind Photovoltaikanlagen und Wärmepumpen. Doch obwohl sich fast alle 
Befragten bereits mit diesen Technologien beschäftigt haben, zögern viele bei 
der Umsetzung. 62 Prozent fühlen sich durch wechselnde politische Rahmen-
bedingungen verunsichert. Das Gebäudemodernisierungsgesetz schafft einen 
neuen Rahmen, enthält aber auch kritische Punkte für Vermieter: Sie sollen 
künftig die Mehrkosten, die beim Betrieb einer neuen Gasheizung entstehen, 
zur Hälfte übernehmen. 
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Wohnungseigentümergemeinschaften müssen 
keine Vergleichsangebote einholen
Wohnungseigentümergemeinschaften (WEG) sind nicht grundsätzlich ver-
pflichtet, vor der Vergabe von Aufträgen für Erhaltungsmaßnahmen mehrere 
Vergleichsangebote einzuholen. Entscheidend ist vielmehr, ob die konkrete 
Maßnahme ordnungsgemäßer Verwaltung entspricht. Ausgangspunkt des 
Verfahrens war ein Beschluss einer WEG über die Durchführung von Arbeiten 
am Gemeinschaftseigentum. Einzelne Eigentümer hatten diesen angefochten, 
unter anderem mit der Begründung, dass keine alternativen Angebote einge-
holt worden seien und daher die Wirtschaftlichkeit der Entscheidung nicht 
ausreichend geprüft worden sei. Der BGH verneinte in seinem Urteil (27.03.2026, 
V ZR 7/25) eine starre Pflicht und betonte den Beurteilungsspielraum der 
Eigentümergemeinschaft. 

Der Bundesgerichtshof hat die Handlungsfähigkeit von Wohnungseigentümergemein-
schaften gestärkt. Die Gemeinschaft darf und muss handeln, wenn dies zur ordnungs-
gemäßen Erhaltung des Gebäudes erforderlich ist. 
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Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich mit einer zentralen Frage des Woh-
nungseigentumsrechts befasst: Wer ist für die Durchführung von Balkonsanie-
rungen zuständig, wenn die Teilungserklärung die Instandhaltungspflicht den 
einzelnen Wohnungseigentümern zuweist? Im zugrunde liegenden Fall (BGH, 
24.04.2026, V ZR 102/24) ging es um eine Wohnungseigentümergemeinschaft, 
in der mehrere Balkone sanierungsbedürftig waren. Teilweise bestand eine 
Gefährdung durch herabfallende Bauteile, sodass Handlungsbedarf bestand. 
Nach der Teilungserklärung waren jedoch grundsätzlich die einzelnen Woh-
nungseigentümer für die Instandhaltung und Instandsetzung ihrer Balkone 
verantwortlich. Der BGH stellt klar, dass die Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer dennoch befugt sein kann, eine einheitliche Sanierung der Balkone 
zu beschließen. Maßgeblich ist dabei die Abgrenzung zwischen Sonder- und 
Gemeinschaftseigentum. Die Zuständigkeit der Gemeinschaft wird nicht allein 
durch Regelungen in der Teilungserklärung ausgeschlossen. Vielmehr kann die 
Gemeinschaft tätig werden, wenn verschiedene Einzelmaßnahmen zu tech-
nischen oder optischen Nachteilen führen würden und die Verkehrssicherungs-
pflichten dies erfordern. 

Kostenverteilung bei Erhaltungsmaßnahmen 
Der Bundesgerichtshof hat mit einem aktuellen Urteil (BGH, 24.04.2026, V ZR 
50/25) Klarheit zur Verteilung von Kosten für Erhaltungsmaßnahmen in Woh-
nungseigentümergemeinschaften geschaffen und die faire Kostenverteilung 
gestärkt. Im Mittelpunkt der Entscheidung stand die Frage, ob die Kosten einer 
Instandhaltungsmaßnahme – etwa für die Erneuerung einer Heizungsanlage 
– per Mehrheitsbeschluss gleichmäßig auf alle Wohnungen verteilt werden 
dürfen. Nach Auffassung des BGH ist dies regelmäßig nicht zulässig, wenn die 
Wohnungen innerhalb der Gemeinschaft deutlich unterschiedlich groß sind 
und die Gemeinschaftsordnung eine Verteilung nach Wohnfläche oder Mit-
eigentumsanteilen vorsieht.

WEG darf Balkonsanierung beschließenSuburbia – Der Traum vom 
Eigenheim
Die Ausstellung Suburbia – bis zum 18. Oktober 
2026 in Frankfurt – bietet einen Blick auf das Woh-
nen im Einfamilienhaus, der für viele Menschen 
ein Traum ist. Das Bild der klassischen Vorstadt mit 
gepflegtem Garten, eigenem Pool und großzügiger 
Garage ist eng mit dem „American Way of Life“ 
verknüpft. Dieses Ideal hat sich weltweit verbreitet 
und steht für Ruhe, Sicherheit und Familienfreund-
lichkeit. Gleichzeitig gerät dieses Modell zuneh-
mend in die Kritik: Zersiedelung, hohe Abhängig-
keit vom Auto, soziale Segregation und ein hoher 
Ressourcenverbrauch werfen Fragen nach seiner 
Zukunftsfähigkeit auf. Die Ausstellung zeigt, wie 
stark diese Wohnform durch Medien geprägt wur-
de. Filme, Serien, Werbung und Literatur haben das 
Bild der Vorstadt über Jahrzehnte hinweg sowohl 
romantisiert als auch hinterfragt. Parallel dazu 
wird die Entwicklung in Deutschland nachgezeich-
net: Während der Wirtschaftswunderjahre erlebte 
das Eigenheim einen regelrechten Boom. 

IMMOBILIEN IM 
NORDWESTEN 
DER HAUPTSTADT - 
UNSER REVIER! 

BERLIN
REINICKENDORF

#FuchsBezirk

Bauhaus – bis heute Vorbild für 
moderne Architektur
Das Bauhaus steht als einflussreichste Design- und 
Architekturschule des 20. Jahrhunderts für moder-
ne Architektur. Die Stätten in Weimar (Wiege ab 
1919), Dessau (Blütezeit ab 1925) und Berlin (letzte 
Phase bis 1933) prägen bis heute die moderne Klas-
sik, den Funktionalismus und das Design. Das NEW 
bauhaus Festival hat Anfang September 2026 in 
Weimar Akteure aus Bau- und Immobilienwirt-
schaft, Architektur, Wissenschaft, Handwerk sowie 
Kultur und Gesellschaft zusammengebracht und 
mit seiner starken Zukunfts- und Lösungsorien-
tierung überzeugt. Wie aktuell die Ideen des Bau-
hauses geblieben sind, zeigt auch das XV. Interna-
tionale Bauhaus-Kolloquium, das vom 4. bis  
7. November 2026 an der Bauhaus-Universität Wei-
mar stattfindet. Diskutiert werden die politischen 
Bedingungen der Wissensproduktion. Die Konfe-
renz bringt rund 130 internationale Wissenschaft-
ler aus Architektur und Stadtplanung, Kunst und 
Gestaltung sowie Medien- und Kulturwissenschaf-
ten zusammen. 
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Seit mehreren Jahren setze ich mich gegen eine Regelung ein, die 
aus meiner Sicht an der Lebenswirklichkeit vieler Berliner Fami-
lien vorbeiging: Wer ein bestehendes Ein- oder Zweifamilienhaus 
abreißen und durch einen Neubau ersetzen wollte, musste nicht 
nur eine zweckentfremdungsrechtliche Genehmigung beantra-
gen. Für den neu geschaffenen Ersatzwohnraum galten darüber 
hinaus besondere Vorgaben zur Miethöhe, falls das Haus später 
einmal vermietet werden sollte.
Besonders drastisch war lange die starre Mietobergrenze von 9,17 
Euro je Quadratmeter nettokalt. Nach erheblichen rechtlichen 
Bedenken gegen diese starre Grenze wurde die Regelung zwar 
bereits 2024 verändert. Das grundsätzliche Problem blieb jedoch 
bestehen: Auch ein typisches Einfamilienhaus, das von seinen 
Eigentümern zunächst selbst genutzt wird, konnte bei einer spä-
teren Vermietung weiterhin einer zweckentfremdungsrechtlichen 
Mietpreisbindung unterliegen.

Und genau das ging an der Realität vorbei.
Ein- und Zweifamilienhäuser werden häufig von Familien zur 
eigenen Nutzung errichtet. Niemand weiß jedoch, was in der 
Zukunft geschieht. Eine Trennung, eine Krankheit, ein beruflich 
bedingter Umzug oder wirtschaftliche Schwierigkeiten können 
dazu führen, dass ein ursprünglich selbst genutztes Haus plötz-
lich vermietet werden muss. Daraus ein spekulatives Vermie-
tungsmodell abzuleiten, geht an der Lebenswirklichkeit der aller-
meisten Eigentümer vorbei.
Hinzu kommt: Die tatsächlichen Neubau-, Grundstücks- und Fi-
nanzierungskosten eines Einfamilienhauses haben mit politisch 
vorgegebenen Anfangsmieten häufig wenig zu tun. Eine Miet-
preisbindung von 9,17 Euro je Quadratmeter nettokalt konnte 
deshalb im Ernstfall erhebliche wirtschaftliche Folgen für die 
betroffene Familie haben.

Drei Jahre Gespräche und Überzeugungsarbeit
Ich habe dieses Thema in den vergangenen drei Jahren immer 
wieder angesprochen – mit den zuständigen Staatssekretären, 
dem Regierenden Bürgermeister, dem Berliner Finanzsenator und 

mehrfach mit dem Berliner Bausenator und der Reinickendorfer 
Bezirksbürgermeisterin. Hinzu kamen zahlreiche konkrete Fälle 
aus der Praxis sowie die öffentliche Berichterstattung unter an-
derem in der B.Z., der Berliner Morgenpost und in der Zeitschrift 
DAS GRUNDEIGENTUM.
Ein Argument begegnete mir in den politischen Gesprächen im-
mer wieder: Ein- und Zweifamilienhäuser stellten einen erheb-
lichen Teil des Berliner Gebäudebestands dar. Ihre pauschale 
Herausnahme könne deshalb das System des Zweckentfrem-
dungsrechts infrage stellen.
Entscheidend war für mich aber eine andere Frage: Welche Be-
deutung haben Ein- und Zweifamilienhäuser tatsächlich für den 
Berliner Mietwohnungsmarkt? 
Eine von mir initiierte Auswertung der Mietangebote auf Immo-
Scout24 für Dezember 2025 lieferte hierzu ein bemerkenswertes 
Ergebnis: 6.710 angebotenen Mietwohnungen standen lediglich 
133 zur Miete angebotene Ein- und Zweifamilienhäuser gegen-
über. Das entspricht einem Anteil von gerade einmal 1,94 Pro-
zent der ausgewerteten Mietangebote.
Diese Auswertung habe ich dem Berliner Bausenator im Januar 
2026 zur Verfügung gestellt.

Jetzt ist die Änderung Gesetz
Im März 2026 kündigte der Berliner Senat schließlich ausdrück-
lich an, die Pflicht zur Einhaltung einer Anfangsmiete bei Ersatz-
wohnraum in Ein- und Zweifamilienhäusern entfallen zu lassen. 
Als Begründung führte der Senat selbst an, dass diese Häuser nur 
einen geringen Anteil am Berliner Mietwohnungsmarkt aus-
machen und in der Regel von ihren Eigentümern selbst bewohnt 
werden.
Inzwischen ist aus der Ankündigung geltendes Recht geworden.
Mit dem Wohnraumsicherungsgesetz wurde § 3 des Zweckent-
fremdungsverbot-Gesetzes geändert. Die Ausnahme von den  

Nach jahrelanger Diskussion korrigiert Berlin die Zweckentfremdungsregeln für Ein- und Zwei- 
familienhäuser. Seit dem 30. Juli 2026 ist die Änderung geltendes Recht – und für viele Berliner 
Familien fällt damit eine schwer nachvollziehbare Belastung weg.
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Anforderungen an die Miethöhe gilt nun ausdrücklich für Ein- 
und Zweifamilienhäuser. Gleichzeitig erkennt das Gesetz bei der 
Beseitigung von Wohnraum in Ein- und Zweifamilienhäusern 
ein überwiegendes schutzwürdiges privates Interesse an, sofern 
dort innerhalb angemessener Frist mindestens Wohnraum im 
gleichen Umfang neu geschaffen wird.
Die Begründung des Änderungsantrags ist bemerkenswert ein-
deutig: Die Pflicht zur Einhaltung einer Anfangsmiete soll für 
diesen Ersatzwohnraum entfallen, weil Ein- und Zweifamilien-
häuser nur einen geringen Anteil am Berliner Mietwohnungs-
markt ausmachen und in der Regel von den Eigentümern selbst 
bewohnt werden.
Das Wohnraumsicherungsgesetz wurde am 29. Juli 2026 im  
Gesetz- und Verordnungsblatt verkündet und trat am folgenden 
Tag in Kraft. Seit dem 30. Juli 2026 ist die Änderung damit gel-
tendes Recht.
Wichtig ist die juristische Feinheit: Ein- und Zweifamilienhäuser 
sind damit nicht vollständig aus dem Berliner Zweckentfrem-
dungsrecht verschwunden. Aber gerade die für diese Häuser  
praxisferne Vorgabe zur Miethöhe des Ersatzwohnraums ist ge-
fallen. Auch die Interessenabwägung bei Abriss und anschlie-
ßendem Neubau wurde deutlich praxisgerechter ausgestaltet.

Und was passiert mit den Altlasten im Grundbuch?
Damit ist für mich allerdings noch nicht die gesamte Arbeit er-
ledigt.
In der Vergangenheit haben einige Berliner Bezirksämter, auch 
Reinickendorf, die geforderte Mietpreisbindung teilweise dinglich 
absichern lassen – durch Eintragungen in Abteilung II des Grund-
buchs. Für die betroffenen Eigentümer steht die alte Verpflichtung 
deshalb zum Teil noch heute schwarz auf weiß im Grundbuch.
Das neue Gesetz löscht solche bestehenden Eintragungen nicht 
automatisch. Eine ausdrückliche Übergangsregelung für diese 
Altfälle enthält die Gesetzesänderung nicht. Grundbuchrechtlich 
bedarf die Löschung eines eingetragenen Rechts grundsätzlich 
eines entsprechenden Verfahrens; regelmäßig sind ein Antrag 
und die Mitwirkung beziehungsweise Bewilligung des von der 
Löschung betroffenen Berechtigten erforderlich. 
Politisch kann die Antwort aus meiner Sicht trotzdem nur lauten: 
Auch diese Altlasten gehören auf den Prüfstand – und, soweit sie 
ausschließlich die nun abgeschaffte Mietpreisbindung sichern, 
aus den Grundbüchern.

Denn man kann nicht auf der einen Seite gesetzlich feststellen, 
dass eine solche Mietpreisvorgabe bei Ein- und Zweifamilienhäu-
sern nicht sachgerecht ist, und auf der anderen Seite Familien 
dauerhaft an genau dieser überholten Vorgabe festhalten, nur 
weil ihr Haus einige Jahre früher errichtet wurde.
Deshalb erwarte ich von den Berliner Bezirken jetzt eine pragma-
tische und einheitliche Lösung für die Altfälle. Wo eine Grund-
bucheintragung ausschließlich eine Mietpreisbindung absichert, 
die der Gesetzgeber für Ein- und Zweifamilienhäuser inzwischen 
bewusst abgeschafft hat, sollten die Betroffenen auf Antrag un-
kompliziert eine Löschungsbewilligung erhalten. Hier wird sich 
zeigen, wie ernst und wie aufrichtig die politische Kurskorrektur 
tatsächlich gemeint ist.

Hartnäckigkeit kann sich lohnen
Lobbyarbeit ist selten spektakulär. Meist besteht sie aus Gesprä-
chen, Argumenten, Zahlen, konkreten Beispielen – und sehr viel 
Beharrlichkeit.
Umso mehr freue ich mich, dass nach mehr als drei Jahren  
Diskussion, zahlreichen Gesprächen und öffentlicher Berichter-
stattung eine Regelung korrigiert wurde, die Ein- und Zweifami-
lienhäuser faktisch so behandelte, als seien sie ein relevanter 
Bestandteil des Berliner Mietwohnungsmarktes. Die Zahlen spre-
chen eine andere Sprache. Inzwischen hat das auch der Gesetz-
geber anerkannt.
Für Familien, die sich in Berlin den Traum vom eigenen Haus 
erfüllen wollen, bedeutet die Gesetzesänderung ein wichtiges 
Stück Planungssicherheit. Wer heute ein Ein- oder Zweifamilien-
haus als Ersatzwohnraum errichtet, muss nicht mehr für den Fall 
einer irgendwann notwendigen Vermietung eine zusätzliche 
zweckentfremdungsrechtliche Mietpreisvorgabe akzeptieren.

Jetzt müssen noch die Altlasten beseitigt werden. Dann  
wäre aus einer gesetzlichen Korrektur auch eine wirklich  
konsequente politische Korrektur geworden.

Nach vielen Jahren hat sich an dieser Stelle die Vernunft durch-
gesetzt. Manchmal dauert es eben etwas länger – besonders in 
Berlin.
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In Berlin gehört es fast schon zum guten Ton, 
die Grenzen der Gesetzgebung zu überdeh-
nen: Das war beim Mietendeckel und bei 
der Vorkaufsrechtspraxis in Milieuschutz-
gebieten so. Und auch bei der Anwendung 
des Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes 
maßt sich Berlin einmal mehr Gesetzge-
bungskompetenz an, die ausschließlich 
dem Bundesgesetzgeber zusteht. 
Während es nach dem Bundesverfassungs-
gericht dem Eigentümer eines Grundstücks 
durch ein Zweckentfremdungsverbot nicht 
verwehrt werden darf, Mieterlöse aus dem 
Ersatzneubau zu erzielen, die üblicherweise 
von der Bevölkerung aufgebracht werden 
(BVerfG, 4. Februar 1975 - BvL 5/74), darf in 
Berlin Wohnraum nur abgerissen werden, 
wenn der Erwerber neu geschaffenen 
Wohnraum für nicht mehr als 9,17 €/m2 
nettokalt vermietet. Derartige Regelungen 
führen wohlklingende Vorhaben wie das 
„Schneller-Bauen-Gesetz“ ad absurdum. 
Die Fakten sprechen für sich: In den 1960er, 
70er und 80er Jahren sind zehntausende, 
sehr einfache Ein- und Zweifamilienhäuser 
in Fertigbauweise gebaut worden, die für 
eine Nutzungsdauer von rund 60 Jahren 
ausgelegt und oft mit Materialien wie 
Formaldehyd und Asbest gebaut wurden. 
Die Sanierung ist in den allermeisten Fällen 
wirtschaftlich nicht möglich. Diese Häuser 
müssen abgerissen und durch energieeffizi-
ente Häuser ersetzt werden – in Anbetracht 
der Klimaziele ein Gebot der Stunde. 
Nicht aber in Berlin! 
Durch die besagte Regelung in der 
Zweckentfremdungsverbot-Verordnung 
wurde allein in meinem Heimatbezirk 
Reinickendorf in den letzten Monaten 
der Bau von mehreren Dutzenden neuen 
Einfamilienhäusern be- und manchmal 
sogar verhindert. In ganz Berlin werden es 
mehrere hundert Einfamilienhäuser sein. 

Nicht die hohen Zinsen und Baukosten 
verhindern hier den Neubau, sondern die 
Berliner Politik.
Mir liegt ein Schreiben vom 4. April 2024 
des Bezirksamts Reinickendorf vor, das die 
Abrissgenehmigung für ein desolates Ein-
familienhaus in Frohnau mit 96,70 m² Wohn-
fläche an die Auflage knüpft, dass im Falle 
einer Vermietung des Neubaus eine Miete 
von 9,17 €/m² nicht überschritten werden 
darf, was durch ein Belegungsrecht des 
Landes abgesichert werden soll. Wer würde 
ein Haus mit solchen grundbuchlichen Be-
lastungen kaufen? Die wirtschaftliche Miete 
müsste in Anbetracht der aktuellen Bau-
kosten und öffentlich vorgegebenen Bau-
standards mehr als doppelt so hoch sein.
Dabei hat das OVG Berlin (Urteil vom 23. Mai 
2023 - 5 B 29.19) bereits vor fast einem Jahr 
diese Vorschrift mangels Gesetzgebungs-
kompetenz für klar rechtswidrig erklärt. Der 
Berliner Senat muss jetzt und ohne Wenn 
und Aber die rechtswidrige Mietobergrenze 
streichen. Hierfür bedarf es keines lang-
wierigen Gesetzgebungsverfahrens. Eine 
Änderung der Verordnung reicht. 
Daher sollte gelten: Wird ein altes Haus 
abgerissen und durch ein neues ersetzt, ist 
dem Zweckentfremdungsverbot Genüge 
getan. Punkt! Dies entspricht im Übrigen der 
ständigen Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts zu dieser Frage (BVerwG, 
17. Oktober 1997 - 8 C 18/96). Ein- und 
Zweifamilienhäuser sollten generell und 
ersatzlos aus dem Regelungsbereich ge-
strichen werden. 
Der Senat könnte diesen Spuk mit einem Fe-
derstrich beenden, um bauwilligen Familien 
den Wunsch und Weg zum selbstgenutzten 
Einfamilienhaus freizumachen. Erst recht, 
wenn der Altbau Schrott ist. Ich appelliere 
an den Senat: Tun Sie es – im Namen des 
Volkes für die Bürger dieser Stadt!
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Immer mehr Städte und Gemeinden entwickeln Hitzeschutzkonzepte. Auch 
Hauseigentümer sollten Maßnahmen ergreifen, um sich vor übermäßiger 
Wärme zu schützen.
Heiße Tage mit Temperaturen von über 30 Grad Celsius treten in Deutschland 
immer häufiger auf. Sie belasten die Menschen und können die Gesundheit 
gefährden. Sowohl Hitzetage als auch tropische Nächte werden künftig häu-
figer auftreten.
Außenverschattungen wie Jalousien sowie gezieltes Lüften in den kühlen Mor-
gen- und Abendstunden zählen zu den wirksamsten Maßnahmen, um die 
Hitze im Haus zu reduzieren. Darüber hinaus sorgen Wärmepumpen mit Kühl-
funktion, begrünte Dächer und eine gute Gebäudedämmung für ein angeneh-
meres Raumklima. Darauf weist das vom Umweltministerium Baden-Württ-
emberg geförderte Informationsprogramm Zukunft Altbau hin.
Wie gut Städte auf Hitze, Trockenheit und Starkregen vorbereitet sind, zeigt das 
neue Stadtklima-Dashboard des BBSR auf der Website stadtklimadashboard.de. 
Das Dashboard wird kontinuierlich weiterentwickelt. Künftig sollen die wich-
tigsten Indikatoren regelmäßig für alle deutschen Städte mit mehr als 10.000 
Einwohner abrufbar sein.
Ein wichtiger Faktor für die Klimaentwicklung in Städten ist Wasser. Die Fach-
veranstaltung „RegenwasserTage 2026“ an der HTWK Leipzig beschäftigte sich 
mit den Themen Schwammstadt, Gewässerschutz und Starkregenvorsorge.  
Wie können Städte auf Starkregen, Hitze, Trockenperioden und die Folgen des 
Klimawandels vorbereitet werden? Im Fokus standen neue Regelungen zum 
Gewässerschutz, Konzepte für eine wasserbewusste Siedlungsentwicklung, der 
Betrieb zentraler und dezentraler Anlagen sowie Strategien zur Starkregen- und 
Überflutungsvorsorge.
Jeder Gartenbesitzer kann im direkten Umfeld zu einem gesunden Klima bei-
tragen – etwa durch nachhaltige Lösungen wie die Nutzung von Regenwasser 
und die Auswahl trockenheitsverträglicher Pflanzen. Diese kommen mit wenig 
Wasser aus und tragen gleichzeitig dazu bei, auch in längeren Trockenphasen 
für kühlere Temperaturen zu sorgen. 

Bauen für die Zukunft: Was heute technisch  
möglich ist
Die Anforderungen an die Architektur von heute sind hoch. Technisch ist fast 
alles möglich – doch was ist mit Blick auf die Zukunft auch sinnvoll? Die mo-
derne Architektur bietet mit neuen Technologien zahlreiche Chancen für Woh-
nen und Leben. So haben beispielsweise 3D-gedruckte Gebäude großes Poten-
zial. Derzeit bremsen jedoch noch unzureichende Materialien und fehlende 
Grundlagen für statische Berechnungen den Durchbruch. „Additives Bauen 
hat Zukunft“, sagt Professor Jörg Jungwirth von der Hochschule München. Ein 
weiteres wichtiges Thema ist das „zirkuläre Bauen“. Dieses kann schon heute 
kostengünstiger sein als konventionelle Bauweisen – vor allem dann, wenn der 
gesamte Lebenszyklus der Bauprodukte in die Bewertung einbezogen wird. Wer 
heute bauen oder umbauen will, kann auf viele neue Methoden und Techniken 
zugreifen, die bereits jetzt den Blick in die Zukunft bieten.

Sommerhitze in Haus und Garten
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Die Auswirkungen des Klimawandels sind längst in unseren Häusern und Gärten spür-
bar. Die Zahl der Hitzetage hat in den vergangenen Jahren deutlich zugenommen. 
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Sicherheit geht vor
In Deutschland wird statistisch etwa alle sechs  
Minuten irgendwo eingebrochen. In der Ferienzeit 
steigen die Fallzahlen häufig an. Einbrecher wäh-
len meist den einfachen Weg. Ein gut gesichertes 
Haus schreckt sie dagegen ab. Diese Maßnahmen 
helfen: Alle Türen und Fenster schließen – vom Kel-
ler bis zum Dachgeschoss. Gekippte Fenster sind 
eine leichte Einstiegsmöglichkeit und wirken gera-
dezu einladend. Zusätzliche Riegel, einbruchhem-
mende Beschläge oder geprüfte Sicherheitsfenster 
erschweren den Einstieg. Aufstiegshilfen wegräu-
men: Leitern, Mülltonnen oder Gartenmöbel sollten 
nicht als Kletterhilfen unter Fenstern oder an Bal-
konen bereitstehen. Anwesenheit simulieren: Zeit-
schaltuhren oder Smart-Home-Systeme können 
Lichtquellen zu unterschiedlichen Zeiten steuern 
und so Anwesenheit vortäuschen. Trotz aller Vor-
sichtsmaßnahmen lässt sich ein Einbruch nicht 
vollständig ausschließen. Dann spielt die Hausrat-
versicherung eine zentrale Rolle. Sie ersetzt versi-
cherte Gegenstände in der Regel zum Neuwert und 
übernimmt Schäden an Fenstern und Türen. 

Wohnkostenbelastung von  
Mietern und Eigentümern
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Entwicklung der Wohnkostenbelastung
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Die Wohnkostenbelastungen von Mietern und Ei-
gentümern unterscheiden sich über den gesamten 
Lebensverlauf. Besonders belastet sind alleinleben-
de Mieter, Menschen mit Migrationshintergrund 
und Mieter mit niedrigen Einkommen. Auch wo 
man lebt, spielt eine Rolle. Wissenschaftler des 
Deutschen Zentrums für Altersfragen haben für 
den Zeitraum von 1992 bis 2022 die Wohnsituation 
von Mietern und Eigentümern untersucht. Bei Mie-
tern ist die Wohnkostenbelastung zu Beginn des 
Erwachsenenalters relativ hoch, sinkt im weiteren 
Verlauf des Erwerbslebens jedoch. Nach dem Ren-
teneintritt steigt sie wieder deutlich an. Bei Wohn
eigentümern zeigt sich ein anderes Muster: Wohnei-
gentum wird meist in jüngeren Jahren erworben, 
oft bis zum 40. Lebensjahr. In dieser Lebensphase 
ist die finanzielle Belastung besonders hoch. Die 
Ergebnisse legen nahe, dass Wohneigentum vor 
hohen Wohnkosten im Alter schützen kann. Bei 
Eigentümern berücksichtigt die Studie bei den Fi-
nanzierungskosten nur die Darlehenszinsen, nicht 
jedoch die Tilgung.
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KÄUFER GESUCHT?
Wenn Sie 2026 Ihr Haus, Ihr Grundstück oder 
Ihre Wohnung veräußern möchten, fi nden wir 
den passenden Käufer: mit geprüfter Bonität 
und ehrlichem Interesse. Dafür sorgen unsere 
Fachkompetenz, unsere sorgfältig gepflegte 
Datenbank und unsere persönliche Betreuung. 
Der Markt bietet aktuell viele Chancen. 
Nutzen Sie die Gelegenheit! 

Als erster nach Europäischer DIN 15733 
zertifi zierter Immobilienmakler für 
Wohnimmobilien in Berlin freuen wir uns 
darauf, Sie von unserem Service und unserer 
Fachkompetenz überzeugen zu dürfen.

Nähere Informationen erhalten Sie 
telefonisch unter 030.401 33 46 
oder per E-Mail an immobilien@wohltorf.com
oder im Internet: www.frohnau-immobilien.de

Dirk Wohltorf
Ludolfi ngerplatz 1a
13465 Berlin - Frohnau

/wohltorf /wohltorf/frohnau.immobilien /wohltorf

  2026
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Halbjahresbilanz bei den  
Baugenehmigungen
IVD: Wohnungsbau führt weiter Niedrigwasser

Zu den am 18. August 2026 veröffentlichten Baugenehmigungszahlen für Juni 
2026 und das erste Halbjahr sieht der Immobilienverband Deutschland IVD 
weiterhin dringenden politischen Handlungsbedarf. Im Juni wurden 21.600 
Wohnungen genehmigt, 13,8 Prozent mehr als im Vorjahresmonat. Im ersten 
Halbjahr wurden insgesamt 126.300 Wohnungen genehmigt. Das waren 15,1 
Prozent mehr als im ersten Halbjahr 2025.

Dazu erklärt IVD-Präsident Dirk Wohltorf:
„Die leicht steigenden Genehmigungszahlen sind wie ein etwas höherer Pegel 
nach langer Trockenheit: erfreulich, aber noch lange keine Entwarnung. Der 
Wohnungsbau führt weiterhin Niedrigwasser. Von den genehmigten Woh-
nungen wird ein immer geringerer Anteil tatsächlich gebaut. Bei den Fertig-
stellungen droht uns in diesem Jahr ein neuer Tiefpunkt.

Erleichterungen in Trippelschritten reichen in dieser Lage nicht aus. Der Bau-
turbo ist bislang kaum zu spüren, der Gebäudetyp E lässt weiter auf sich war-
ten und die angekündigte Reform der Neubauförderung soll erst 2027 kom-
men. Das dauert alles zu lange und kommt bei den Menschen nicht als kraft-
volles Signal für mehr Wohnungsbau an. Gleichzeitig wird das Vermieten 
weiter reguliert. Wer heute überlegt zu bauen, braucht aber die Zuversicht, dass 
sich diese Entscheidung auch morgen noch trägt.

Auch beim angekündigten Pakt fürs Eigentum ist noch offen, wie daraus kon-
krete Entlastungen werden sollen. Drei von vier Bundesbürgern wünschen sich 
Wohneigentum. Wenn der Staat gleichzeitig eine Grunderwerbsteuer verlangt, 
die mehrere Monatsgehälter kostet, ist das ein Widerspruch. Die Menschen 
müssen spüren: Jetzt lohnt es sich wieder, Wohnraum zu schaffen, und die 
Politik steht dahinter. Die Reform der Neubauförderung muss deshalb vorge-
zogen werden, Belastungen müssen runter. Wir brauchen jetzt starke Impulse, 
damit aus mehr Genehmigungen endlich wieder mehr gebaute Wohnungen 
werden.“
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Finanzierungsfragen bestimmen 
den Immobilienmarkt
Der Immobilienmarkt ist derzeit zwar sehr aktiv, 
doch die Kauflaune hält sich in Grenzen. Dabei ist 
der Wunsch nach Wohneigentum ungebrochen 
groß, insbesondere weil Mietwohnungen knapp 
sind. Finanzierungsfragen bestimmen derzeit das 
Marktgeschehen. Kreditnehmer haben in den er-
sten vier Monaten des Jahres 2026 für den Immo-
bilienkauf mehr Geld aufgenommen als im Vorjah-
reszeitraum. Zinsbindung und Tilgungshöhe ent-
wickelten sich rückläufig. Die Darlehenssumme 
verzeichnete einen deutlichen Anstieg.

Wohnungen dringend gebraucht
Wer derzeit eine Wohnung sucht, spürt die Lage 
unmittelbar: Der Wohnraum in Deutschland reicht 
längst nicht mehr aus. Die aktuellen Zahlen zu den 
Baufertigstellungen sind alarmierend, und auch 
die Einschätzungen von Instituten, Verbänden und 
Branchenvertretern fallen entsprechend deutlich 
aus. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
wurden 2025 insgesamt nur noch 206.600 Woh-
nungen fertiggestellt – 45.400 weniger als im Vor-
jahr. Das entspricht einem Rückgang von 18 Pro-
zent und markiert den niedrigsten Stand seit 2012. 
Es kann sich lohnen, neben dem Mietmarkt auch 
den Kaufmarkt in den Blick zu nehmen. 

Entwicklung der Finanzierungszinsen

über 5 Jahre von 2022 bis 2026,

in Prozent, 10 Jahre Sollzinsbindung

2023 2024 2025 20262022

4,0%

2,8%

1,7%

0,6%



Seite 10

Herbst 2026

Vermieterjagd statt Wohnungsbau
Wie ein automatisierter Mietenscan aus einer kernsanierten Wohnung  
einen Verdachtsfall machte

Anfang August, an einem Montagmorgen, wollte ich eigentlich 
das tun, wofür meine Kunden mich beauftragen: Wohnungen 
und Häuser vermitteln. Stattdessen lag ein Schreiben von  
„Sicheres Wohnen“ auf meinem Tisch – versandt im Auftrag des 
Landes Berlin. Der Betreff klang zunächst sachlich: „Information 
zur Mietpreisbegrenzung“. Der Inhalt hatte es allerdings in sich. 
Eine von uns angebotene Wohnung stand plötzlich unter dem 
Verdacht, gegen die Mietpreisbremse oder sogar gegen das Verbot 
der Mietpreisüberhöhung zu verstoßen.
Es geht um eine 95 Quadratmeter große Wohnung in einem Drei-
familienhaus in Berlin-Hermsdorf. Das Gebäude wurde 2025 und 
2026 grundlegend saniert und erreicht die Energieklasse A+. 
Dach, Fenster, Haustechnik, Elektrik, Fußbodenheizung, Bäder, 
hochwertige Küchen, Echtholzböden und Gartenanlage wurden 
erneuert. Die angebotene Nettokaltmiete beträgt 1.520 Euro – 
also 16 Euro pro Quadratmeter. Der Berliner Mietenscan errech-
nete dagegen eine „mutmaßliche ortsübliche Vergleichsmiete“ 
von 1.147,60 Euro. Daraus leitete das automatisierte Verfahren 
eine Überschreitung von 32 Prozent ab.

Der Computer sieht 32 Prozent. Aber sieht er auch die Wohnung?
Bereits in der Überschrift und in der Beschreibung des Inserats 
wurde ausdrücklich auf den Erstbezug nach Kernsanierung hin-
gewiesen. Das ist rechtlich keineswegs nebensächlich.

Bei der ersten Vermietung nach einer umfassenden Modernisie-
rung greift die Mietpreisbremse nicht, sofern die gesetzlichen 
Voraussetzungen im konkreten Fall erfüllt sind. Auch eine Miet-
preisüberhöhung lässt sich nicht allein aus einer rechnerischen 
Überschreitung von 20 Prozent ableiten. 

Die Senatsverwaltung erklärt selbst, dass bei der automatisierten 
Auswertung Modernisierungen und gesetzliche Ausnahmen be-
rücksichtigt würden. Das uns übersandte Schreiben lässt jedoch 
erkennen, dass die Angaben im Inserat eben nicht individuell 
geprüft wurden. Es nennt die Angebotsmiete, einen nach dem 
Berliner Mietspiegel errechneten Vergleichswert und die daraus 
abgeleitete Abweichung. Wie die umfassende Sanierung, der Erst-
bezug und die energetische Qualität der Wohnung in die Bewer-
tung eingeflossen sind, bleibt offen.

So entsteht der Eindruck: Der Algorithmus produziert zunächst 
den Verdacht – und der Vermieter soll anschließend beweisen, 
dass er nichts falsch gemacht hat.

46 Prozent Verdachtsfälle sind nicht 46 Prozent Rechtsverstöße
Der im Sommer vorgestellte Berliner Mietenscan erfasste zu-
nächst 7.757 Inserate. Nach dem Ausschluss von Duplikaten und 
nicht auswertbaren Angeboten blieben 4.539 Inserate übrig. Da-
von wurden 2.102 – rund 46 Prozent – als mögliche Verstöße 
gegen Mietenbegrenzungsregelungen markiert. Diese Zahl klingt 
dramatisch. Sie beweist jedoch nicht, dass fast jeder zweite Ver-
mieter rechtswidrig handelt.

Was als Mietspiegel zur Orientierung gedacht ist, wird auf diese 
Weise zum Ausgangspunkt eines digitalen Verdachtsrasters. Aus 
typisierten Vergleichswerten entsteht eine scheinbare Einzelfall-
genauigkeit. Die Besonderheiten einer hochwertig sanierten 
Wohnung verschwinden hinter einer Prozentzahl.

Niedrige Mieten schaffen noch keine zusätzlichen Wohnungen
Die Folgen dieser Politik erleben wir bereits in der täglichen Pra-
xis. Bei einer gepflegten Drei-Zimmer-Wohnung mit 70 m2 
Wohnfläche, Balkon und Keller in Waidmannslust ergab die 
mietrechtliche Berechnung, einschließlich eines Zuschlags von 
zehn Prozent über der Mietspiegel-Vergleichsmiete, eine erlaubte 
Nettokaltmiete von lediglich 512,05 Euro. Der Mietspiegel-Mittel-
wert für diese Wohnung beträgt 6,65 Euro je Quadratmeter. In-
nerhalb von 24 Stunden gingen rund 700 Anfragen ein.

Das klingt zunächst nach einem Erfolg für Wohnungssucher. Tat-
sächlich entsteht jedoch ein Auswahlverfahren mit maximalem 
Druck. Bei Hunderten Bewerbungen erhält in aller Regel nicht 
die Familie mit dem größten Wohnraumbedarf den Zuschlag, 
sondern der Interessent mit der besten Bonität, den vollstän-
digsten Unterlagen und dem geringsten wahrgenommenen Risi-
ko. Und immer mehr Menschen verbrauchen immer mehr Wohn-
fläche, weil die Mieten künstlich niedrig gehalten werden. 

In einem weiteren Fall in Berlin-Mitte lag der errechnete Wert für 
eine 45 Quadratmeter große Wohnung mit Balkon und Blick auf 
die Arminiusmarkthalle bei 334,62 Euro nettokalt. Die Eigentü-
merin entschied sich gegen eine erneute Vermietung und für den 
Verkauf.
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Das Ergebnis: wieder eine Mietwohnung weniger. 
Dank der Regulierungspolitik. 

Eine politisch niedrig gehaltene Miete hilft nieman-
dem, wenn die Wohnung anschließend nicht mehr 
öffentlich angeboten und nur noch innerhalb ge-
schlossener Netzwerke vergeben wird.

Der Mietenscan könnte genau das Gegenteil  
bewirken

Wer damit rechnen muss, wegen jedes öffentlich 
sichtbaren Inserats automatisch angeschrieben 
und unter Rechtfertigungsdruck gesetzt zu werden, 
wird seine Angebote künftig wahrscheinlich nicht 
mehr auf den großen Portalen veröffentlichen.

Wohnungen wandern dann in Vormerklisten, per-
sönliche Netzwerke und direkte Vermittlungskanä-
le. Vielleicht gut für Immobilienmakler. Für Woh-
nungssucher bedeutet das aber viel weniger Trans-
parenz, weniger öffentlich zugängliche Angebote 
und noch schlechtere Chancen bei der Wohnungs-
suche. Während Baugenehmigungen und Bebau-
ungspläne in Berlin viel zu lange dauern, stehen 
offenbar Ressourcen für Portalüberwachung, Miet-
preisprüfstellen, externe Dienstleister und automa-
tisierte Verdachtsschreiben zur Verfügung. Statt 
mehr Wohnungen zu ermöglichen, beschäftigt sich 
Berlin mit denjenigen, die noch vermieten.

Wohnungen entstehen nicht durch  
Verdachtsschreiben
Berlin braucht Mieterschutz. Berlin braucht aber 
ebenso private Eigentümer, die modernisieren, in-
vestieren und ihre Wohnungen weiterhin vermie-
ten und damit auch eine Rendite erzielen müssen. 

Wohnungsnot lässt sich nicht wegscannen. Keine 
automatisierte Portalüberwachung schafft ein zu-
sätzliches Baugrundstück. Kein Verdachtsschreiben 
beschleunigt ein Genehmigungsverfahren. Und 
kein automatisierter Prozentvergleich ersetzt die 
sachkundige Prüfung einer konkreten Wohnung.

Wer in eine energetische Sanierung, neue Haus-
technik, moderne Bäder, hochwertige Böden und 
bessere Wohnqualität investiert, darf nicht pau-
schal behandelt werden, als habe er lediglich die 
Miete eines unveränderten Altbaus erhöht.

Die entscheidende Frage lautet deshalb nicht, wie 
viele Inserate ein Computer markieren kann. Sie 
lautet: Wie viele Menschen sind unter diesen Bedin-
gungen noch bereit, Wohnungen zu bauen, umfas-
send zu modernisieren und anschließend öffentlich 
anzubieten und zu vermieten?

Am 20. September entscheidet Berlin auch über die 
künftige Richtung seiner Wohnungspolitik: Soll die 
Stadt Investitionen, Modernisierung und Vermie-
tung erleichtern – oder private Wohnungsanbieter 
immer stärker überwachen, regulieren und unter 
pauschalen Verdacht stellen?

Berlin braucht mehr Wohnungen –  
keine effizientere Verwaltung des Mangels.

Wie entwickelt sich der Berliner Immobilienmarkt im Spätsommer 
2026? Und welche Weichen werden nach der Abgeordnetenhauswahl 

für Eigentum, Vermietung, Neubau und Stadtentwicklung gestellt? 

Antworten gibt ein gemeinsamer Immobilienabend des Frohnauer  
Immobilienmaklers Dirk Wohltorf und des Grundbesitzervereins  
Frohnau am Mittwoch, dem 2. September 2026, um 18.30 Uhr.

Weniger als drei Wochen vor der Wahl steht Berlin vor einer grundsätz-
lichen Richtungsentscheidung. Es geht um den Schutz privaten Eigen-
tums, um Vertragsfreiheit, um die Zukunft des Wohnungsbaus und um 
die Frage, ob Berlin stärker auf marktwirtschaftliche Lösungen oder auf 
zusätzliche Regulierungen, Vorgaben und Verbote setzen wird.

Welche Parteien wollen Vermieter und Eigentümer weiter belasten? Wer 
steht für Eigenverantwortung, Investitionen und Eigentumsbildung? Wie 
realistisch ist ein neuer Mietendeckel? Welche politischen Kräfte unter-
stützen die Vergesellschaftung privater Wohnungsbestände? Und welche 
Konzepte gibt es für die Berliner und Frohnauer Stadtentwicklung?

Mehrere führende Politiker unterschiedlicher Parteien werden ihre Posi-
tionen in einer Podiumsdiskussion darstellen. Zugesagt haben Korinna 
Stephan, Dr. Kai Kottenstede, Richard Gamp und Benjamin Pieper. Dabei 
sollen die politischen Positionen konkret hinterfragt und miteinander 
verglichen werden. Im Anschluss besteht Gelegenheit für persönliche Ge-
spräche und individuelle Fragen.

Als besonderer Gast wird Kristian Kahlert, Chefanalyst bei Scout24, an-
hand aktueller Daten einen Überblick über den Berliner Immobilien-
markt geben: Wie entwickeln sich Angebot und Nachfrage? Wonach 
suchen Mieter und Käufer? Wie verändert sich das Verhalten von Eigen-
tümern? Und welche Trends zeichnen sich auf dem Berliner Wohn- und 
Immobilienmarkt ab?

Dirk Wohltorf, Frohnauer Immobilienmakler und Präsident des Immobi-
lienverbandes Deutschland (IVD), wird die Angebots- und Nachfrage-
daten von ImmoScout24 mit den tatsächlich beurkundeten Immobilien-
verkäufen des ersten Halbjahres 2026 abgleichen. Als Immobilienmakler 
und ehrenamtlicher Gutachter erläutert er, wie sich Kaufpreise, Nachfra-
ge, Finanzierungsbedingungen und Verkaufszeiten derzeit entwickeln. 
Außerdem geht es um die Folgen weiterer Mietrechtsverschärfungen, po-
litischer Unsicherheit und der anhaltenden Vergesellschaftungsdebatte.

Kai Breiholdt, Rechtsanwalt, Vorsitzender des Grundbesitzervereins Froh-
nau und Vorstandsmitglied bei Haus & Grund Berlin, wird die aktuellen 
wohnungspolitischen Vorhaben rechtlich einordnen. Im Mittelpunkt ste-
hen ein möglicher neuer Mietendeckel, das geplante Mietenkataster, der 
Mietenscan des Berliner Senats sowie die rechtlichen und praktischen 
Folgen einer Vergesellschaftung privater Wohnungsbestände.

Der Immobilienabend richtet sich an Eigentümer, Vermieter, Kaufinte-
ressenten, Mieter und alle Frohnauer, die wissen möchten, was nach der 
Wahl auf sie zukommen könnte. Er bietet aktuelle Marktdaten, politische 
Einordnung, rechtliche Einschätzungen und die seltene Gelegenheit, Ver-
treter aus Kommunal-, Landes- und Bundespolitik sowie der Immobili-
enwirtschaft unmittelbar zu befragen.

Die Teilnehmerzahl ist stark begrenzt. Eine vorherige Anmeldung ist 
zwingend erforderlich. Eine spontane Teilnahme ist leider nicht möglich.

Anmeldung bei Wohltorf Immobilien:
immobilien@wohltorf.com oder persönlich im Büro am Bahnhof Frohnau

Berlin vor der Schicksalswahl:  
Was kommt auf Eigentümer,  

Vermieter und Käufer zu?

Veranstaltung
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